
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

Der Abgeordneten Daniela Holzinger-Vogtenhuber und weiterer Abgeordneter 

betreffend 

Abstimmung des Parlaments über das Handelsabkommen CETA 

eingebracht im Zuge der Debatte zu Tagesordnungspunkt 1: Bericht des 
Verfassungsausschusses über das Volksbegehren "Gegen TTIP / CETA" (1608/ 1781 d.B.) in 
der 199. Sitzung des Nationalrates am 12. Oktober 2017. 

BEGRÜNDUNG 

Am Rande des EU-Gipfels in Estland am 29.09.2017 erklärt der Bundeskanzler nicht nur in 
vollem Umfang hinter CETA also dem "Freihandelsabkommen der EU mit Kanada" zu 
stehen. Er macht auch klar , dass er das österreichische Parlament über dieses Abkommen 
nicht abstimmen lassen will. 

Laut www.parlament .gv.at. sowie einem Bericht im Standard vom 30. September 20172 

bekennt sich der Bundeskanzler ausdrücklich zum provisorisch in Kraft getretenen CET A 
Abkommen . Die heftige Kritik von vielen Seiten und auch aus seiner eigenen Partei gilt vor 
allem Schiedsgerichten außerhalb der nationalen Gesetzgebung. Sie können in Streitfällen 
unabhängig von allen Gesetzen entscheiden, die vom Parlament beschlossenen wurden. 

Der Bundeskanzler wolle auf jeden Fall verhindern, dass das Abkommen, weil es für 
Österreichs Exportwirtschaft wichtig sei , im Nationalrat abgelehnt werde, erklärte er am 
Freitag am Rande des EU-Gipfels in Tallinn. "Wir sind in einer Situation , dass es derzeit im 
Parlament keine Chance gibt, einen positiven Beschluss zu erreichen" , sagte Kern auf eine 
Frage des "Standard", warum die Regierung dem Nationalrat den CETA-Vertrag nicht 
vorlege. "Wenn ich das mache , wird es abgelehnt. Dann ist Ceta tot , das ganze Projekt 
gescheitert"3, argumentiert der Kanzler. Und, dass er als Regierungschef das Recht habe, so 
zu handeln und den Vertrag den Abgeordneten nicht weiterzuleiten . 

Diese Meinung beinhaltet offenbar die Haltung, dass ein Parlament, in dem demokratisch 
gewählte Abgeordnete abstimmen , besser erst befragt werden sollte, wenn das Ergebnis 
dem Bundeskanzler genehm ist. 

Trotz des klaren NEIN zu CETA von über einer halben Million Österreicherinnen und 
Österreichern bei einem Volksbegehren hat der Bundeskanzler einer vorläufigen 
Anwendung des Handelsabkommens CETA in Brüssel zugestimmt. Soll er auch noch 
verhindern, dass das Parlament zum Thema abstimmen darf? 

1 Vgl. https:L/www.parlament.gv.at/PAKT/AKT/SCHL TH EM/SCHLAG/181Nationalrat.shtml (20 .9.2017 ) 

2 Vgl. h Hps:L/ mobil. dersta n da rd .at/2000065060863/Ka n2 I er-Kern -wi II -Scheitern-vo n-Ceta-i m oN ationa I rat­

verhindern (30.9.2017) 

3 h Hps:/I mobil.dersta nda rd.a t/2000065060863/Ka n 21 er -Ker n -wi II -Sch ei tern -von-Ce ta -i m -Na ti 0 n a I rat ­

verhindern (30.9.2017) 
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Die unterfertigenden Abgeordneten stellen daher folgenden 

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Die Bundesregierung, wird aufgefordert, dem Nationalrat ehestmöglich das 
Handelsabkommen der EU mit Kanada (CETA) zur Ratifikation vorzulegen und somit eine 
demokratische Entscheidung über das Abkommen im Parlament zu ermöglichen." 
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